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straßeninvestitionen vorzunehmen, außerordentlich gering. 
Aus diesem Grunde ist auch nicht damit zu rechnen, daß 
Standortnachteil,e für matierialintensive Betriebe durch Ver­
lagerung der benötigten Roh- und Brennstoffe von der 
Schiene auf den Wasserweg in absehbarer Zeit abgeschwächt 
werden könnten. 
Transportleistungen wären auch dann substituierbar, wenn 
sich das eine oder das andere Ostblockland n~en Rohstoff­
bezugsgebieten außerhalb des Ostblock-Wirtschaftsraumes 
ZJuwenden wür.de. Zum Beispiel bezieht Polen Eisenerz in 
begrenztem Umfang aus skandinavischen und überseeischen 
Ländern. Die akute Devisenknappheit setzt jedoch allen 
Mitg1iedsländern des RGW für einen Rohstoffbezug größe­
ren Ausmaßes aus Hartwährungsländern enge Grenzen. Auf 
der ander,en Seite hat die Sowjetunion offen-bar gar kein 
Interesse· an einer solchen Entwicklung, weil sie zu einer 
Lockerung der wirtschaftlichen Abhängigkeit dieses oder 
jenes Ostblocklandes von -der kommunistischen Hauptmacht 
führen müßte. Die Aussichten, bestehende Standortnachteile 
durch Umorientierung aJUf neue Roh:stoffbezugsgebiete ab­
zusch\vächen, sind deshalb ebenfalls nur gering. Damit ent­
fällt die Möglichkeit, Eisenhüttenwerke in Polen, Mittel­
deutschland oder in -der CSSR mit Rohstoffen zu versorgen, 
die vorzugsweise auf dem Wasserwege zu den Verbrauchs­
orten gelangen. 

Der begrenzte prägende Einfluß der internationalen 
Arbeitisteilung auf die industrielle Stan:dortgliederung im 
Ostblock-Wirtschaftsraum ist .dem allgemein geringen wirt­
schaftlichen Verflechtiungsgrad z,uzuschrei-ben, der sich bisher 
zwischen den Mitg1iedsländern des RGW herausgebildet 
hat. Der Anteil der spezialisierten Industrieproduktionen 
am gesamten industriellen Produktionsvolumen ,der Mit­
gliedsländer des RGW betrug im Jahre 1964 nur 6 Ofo33. 

Ihre Kooperationsbeziehungen weisen demnach einen sehr 
bescheidenen Entwiicklungsstand auf. 

33 Ost-Probleme. Nr. 21 v. 21. Okt. 1966, S. 663. 

Große Schwierigkeiten für eine engere Zusammenarbeit 
resultieren aus dem bereits erwähnten Problem ,der volks­
wirtschaftlichen Koor,dinierung. Schon im nationalen Rah­
men treten immer wieder Störungen wf, weil Lieferbetriebe 
ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Im Falle dies­
bezüglich,er internationaler Komplikationen sind .die Ein­
flußmöglichkeiten der Planungisbehörden eines Landes zur 
Beseitigung eingetretener Frikt-ionen noch wesentlich ge­
ringer, urnd man zieht es vor, solche Riisiken zu v,ermeiden. 

Es fehlen international gültige Standards, Typen sowie 
Qualitätsmerkmale für die verschiedensten Handelsgüter. 
Die Bereitstiellung von Er,satzteilen Jst nicht gesichert u. a. m. 
Von -den Empfehlungen der RGW-Kommission wir-d gesagt, 
sie ennsprächen oftmals ruicht den Bedürfnissen und Lei­
stungsmöglichkeiten der einzelnen Mitgliedsländer. Das 
gelte vor allem für die Speziali,sierung der Maschinenpro­
duktion. Außerdem beeinträchtigt der untierschiedliche wirt­
schaftliche Entwicklungsstand der einzelnen Ostblockländer 
das Zustandekommen einheitlicher Auffassungen über Fra­
gen der Produktionskooperation und Produktionsspez.iali­
sierung. Jeder Staat ist zunächst einmal -daran interessiert, 
ein bestimmtes technisch-ökonomisches Leistungsniveau 
seiner Industrie zu erreichen, bevor man sich an internatio­
nale Vereinbarungen über eine Festlegung -der Pwduktions­
strukturen bindet. Es ist deshalb auch gar kein Zufall, wenn 
die seinerzeit von der Moskauer Regier,ung unter ChruUov 
gewollte obligator,ische Kool"dinierung der langfristigen 
Wirtsd1aftspläne zwischen den Mitgliedsländern des RGW 
nicht ,durchgesetzt werden konnte, solange sich einige ihrer 
Vertreter entschieden dagegen aussprachen. Damit entbehrt 
die internationale Arbeitsteilung im Ostblock-Wirtschafts­
raum weitgehend -der Grun:dlage z,ur multilateralen Entfal­
tung. Bilaterale .A!bkommen über ,die Gestaltung produk­
tionswirtschaftlicher Beziehungen stehen im Vordergrund. 
Sie hatten bisher aber nur sehr begrenzte Auswirkungen auf 
die Standortgliederung im Ostblock-W:irnschaftsraum. 

HORST HAHLWEG 

Die Gemeindetypenkarte 1961 für Baden-Württemberg 
Mit 1 Kartenbeilage 

I. Die Bildung der Gemein -detypen 

Obwohl bereits vor der Bearbeitiung dieser Kiarte mehrere 
Entwürfe von Gemeindetypenkarten für Baden-Württem­
berg1 bzw. für einige baden~württembergische Landesteile2 

1 Hesse, Paul: Grundprobleme der Agrarverfassung. Dargestellt 
am Beispiel der Gemeindetypen und Produktionszonen von Würt­
temberg, Hohenzollern und Baden. - Stuttgart 1949. 
2 Saenger, Wolfgang: Gemeindetypisierung. In: Der Landkreis 
Ohringen. Bd. 1, S. 378-384. - Stuttgart 1961. 
Ders.: Funktionale Gemeindetypisierung und Landschaftsgliede­
rung. Zu einer Gemeindetypenkarte der Landkreise Emmendin­
gen, Freiburg, Müllheim, Lörrach und Säckingen. In: Studien zur 

vorgelegen haben oder zur gleichen Zeit neu bearbeitet wur­
den3, ist die hier behandelte Gemeindetypenkarte 1961 im 
Rahmen der Arbeiten am Deutschen Planungsatlas, Band 
Baden-Württemberg, als Forschungsauftrag -der Akademie 
für Raumforschung unid Landesplanung vom Verfasser neu 
entworfen worden. 

südwestdeutschen Landeskunde. Festschrift Friedrich Huttenlo­
cher. S. 184-196. - Bad Godesberg 1963. 
3 Hesse, Paul: Der Strukturwandel der Siedlungskörper und die 
Landesentwicklung in Baden-Württemberg zwischen 1939 und 
1961. In: Jahrbuch für Statistik und Landeskunde von Baden­
Württemberg. 9. Jg. (1965) S. 3-114. 
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Der vorliegenden Gemeindetypisi,erung ist das von Linde4 

für Niedersachsen erprobte System zugrunde gdegt wo11den. 
Auf Grund der an•dersartigen Struktur des Landes Nieder­
sachsen mußte das System abgeändert und auf :baden-würt­
tembergische Verhältnisse ausgerichtet werden. 

Mit Hilfe der Ergebnisse der Gemeindestatistik 1960/61 
(Teil I = Volks- und Berufszählung 1961, Teil III 
Lan1dwirtschaftliche Betriebszählung 1960 und Teil IV = 
A11beitsstättenzählung 1961) wer.den alle Gemein-_den 

1. als Arbeits o rt ·e nach ·der wirtschaftlichen Struktur 
ihrer Arbeitsbevölkerung (ausgedrückt ,durch am • Ort 
Beschäftigte), 

2. als Wohnorte nach der wirtschafüich,en Struktur ihrer 
Wohn:bevölkerung (ausgedrückt ·durch am Ort wohnende 
Erwerbs•personen) und 

3. nach übergemeindlich,en Funktionen 
näher beleuchtet. 

1. Typengruppen 

Die Bildung der Gemeindetypen erfolgt nach dem Prinzip 
der Verdichtung der Merkmale. Eine erste Gruppierung 
beruht auf -der Einstufung .der Gemeinden nach ,der Struktur 
ihrer Arbeitsbevölkerung - gemessen am nichtlandwirt­
schaftlichen Beschäft.igtenanteil an sämtlichen am Ort Be­
schäfogten. 

Wenn di,e Bedeutung •der landwinschaftlichen Beschäftig­
ten gegenüber den Beschäftigten der sekundären und tertiä­
ren Wirtschafl:sbereiche hier als Kriterium für Typengrup­
pen zurücktr,eten muß, so ist ,die Ursache in den realen 
Tatbeständen in Baden-Württemberg zu suchen. Der Anteil 
•der nichtlandwirtsch11ftlich-en Beschäftigten liegt hier im 
Lanidesdurchschnitt 1961 bei rund 85 0/o. Diese Dominanz 
wird außer-dem mit ,der hohen nichtlanidwirtschaftlichen Be­
schäftigtenquote ( = Beschäftigte pro 100 Einwohner) von 
44 belegt, wenn ,die Beschäftigtenquot•e insgesamt für Ba·den­
Württemberg 1961 mit 52 berücksichtigt wird. 

Mit Hilfe der Anteilwerte der nichtlandwirtschafl:lichen 
Beschäftigten werden nun drei Typengruppen unter­
schieden, und zwar: 

A Agrargemeinden 
B Agrar-gewel'lbliche Mischgemeinden 
C Gewerbegemeinden 

Die Schwellenwerte liegen bei 45 0/o für die Abgrenzung 
der A- von der B-Gruppe und bei 800/o zwischen B- und 
C-Gruppe. 

Eine durch die statistischen Durchschnittswerte für Ba,den­
Württemberg in Zahlen a,usgedr,ückte Gegenüberstellung der 
landwirtschaftlichen und nichtlan,dwirtschaft.lichen Wirt­
schaftsbereiche unterstreicht deutlich das Vorherrschen ,des 
nichtLandwirtschafl:lichen Sektors. Sie zeigt ,damit zugleich, 

4 Linde, Hans: Grundfragen der Gemeindetypisierung. S. 58-121 
in: Raum und Wirtschaft. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung. 
Gemeindetypisierung. Aus dem Forschungsausschuß für regionale 
Wirtschaftsfragen. - Bremen-Horn 1953. = Forschungs- und 
Sitzungsberichte der Akademie für Raumforschung und Landes­
planung. Bd. III, 1952. 

in welchem Maße sich ,die nichtlandwirtschaftlichen Struk­
turmerkmale ,als prä,destinierte Kriterien zur Ausweisung 
der drei Typengruppen anbieten un,d somit den landwirt­
schafl:lichen Sektor zumindest an dieser Stelle für die Typi­
sierung zur Bedeutungslosigkeit degradieren. Um nun ,die­
jenigen Gemejnden ·sichtbar werden zu lass·en, in ,denen die 
Landwirtschaft noch absolut überwi,egt, wird ,die unterste 
Grenze des nichtlandwirtschafl:lichen Beschäftigtenanteils 
bei 45 0/o angesetzt. 

Trotz ,des ,deutlichen nichda,ndwirtschaftlichen Überge­
wichts verwundert die große Zahl ,der Agrargemeinden, die 
mit 54, 1 0/o (sjehe Tabelle 2) mehr als die Hälfte sämtlicher 
Gemeinden umfass,en und mehr als ·doppelt soviel Gemein­
den, als sich unter dem Aspekt des Wohnortes ergeben. Das 
führt z,unächst zu dem Widerspruch, daß entgegen der o. a. 
Feststellung der ba,den-württemibergischen Landwirtschafl: 
doch noch eine bedeutende Stellung eingeräumt werden muß, 
wie es sich auch im Kartenibild zeigt. 

Die Tabelle 2 bringt zum Ausdruck, daß die Landwirt­
schafl: als örtliche Erwerbsgrundla•ge eine weitaus größere 
Bedeutung besitzt, a-ls ihr nach Maßgabe des landwirtschaft­
lichen Bevölkerungsanteils an der Wohnbevölkerung in den 
Gemeinden dieses Typs zuteil wi11d. Allerdings geht ande­
rerseits aius der Tabelle auch hervor, .daß in ·den Gemeinden 
des landwirtschaftlichen Typs unter ,dem Aspekt des Arbeits­
ortes nur, 14,1 O/o, unter dem Aspekt ·des Wohnortes gar nur 
5, 1 0/o der Bevölkerung von Baden-Württemberg leben, 
während ,der größte Teil der Bevölkerung (65,5 0/o bzw. 
71,7 0/o) in den Gewerbegemeinden lebt. 

Die Schwelle von 80 0/o als Grenze zwischen Misch- und 
Gewerbegemeinden entspricht etwa dem Landesdurchschnitt 
des nichtlandwirtschaftlichen Beschäftigtenanteils von nmd 
85 0/o. Sie wird ,diesem jedoch nicht unmittelbar angepaßt, 
um ,den durch Extl'lemwerte aus den Verdichtungsgebieten 
zum Teil •erheblich angehobenen Durchschnitt etwas auszu­
gleichen. Der Bereich der Mischgemeinden erscheint da.bei 
verhältnismäßig bt'eit. Hier werden aber gera,de ,die Ge­
meinden erfaßt, denen di,e bedeutungsvolle Mittelstellung 
zwischen ausgeprägten Agrar- und Gewerbetypen einge­
räumt wir-d. Sie vergegenwärtigen gleichzeitig ein Augen­
blicksbild eines umgreifenden und immer weiter fortschrei­
tenden Strukturwandels. Einer bewußten Simplifizierung 
wegen und aus Gründen der schnellen und iibersichtlichen 
Erfassung ,der Mischtypen wird ,dieser Bereich nicht weiter 
gegliedert. 

2. Grundtypen des Arbeitsortes 

Der Gmppeneint-eilung folgend, wird jede Gruppe unter 
Verwenidung weiterer Kriterienider Arbeitsbevölkerung.in fol­
gende acht G r u n d typen ,des Arbe •i t so r t es unterglie­
dert: A1, A2, B1, B2, Ba, C1, C2 und Ca. 

Eine Gliederung .der .Agrargemeinden ist auf Grund vie­
ler bereits vorhanidener Ansätze problematisch, z.B. nach 
Betriebsgrößenklassen bei Gradmann5, nach Hetriebsarren 

5 Gradmar;n, Robert: Das ländliche Siedlungswesen des König­
reichs Württemberg. - Stuttgart 1913. 
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un•d Betriebseinkommen bei H esse6, nach familieneigenen 
und -fremden Arbeitskräften bei Linde1 und nach dem rela­
tiven landwirtschaftlichen Arbeitskräftebesatz bei Kulinat8• 

In -diesem Beitrag wird sie mit Hilfe der Abgrenzung von 
Haupt- und Neibenerwer.bsbetrieben versucht9• Der Struk­
turwandel der bäuerlichen Arbeitsverfassung äußert sich in 
einer Verringerung des Arbeitskräftebesatzes. Neben­
erwerbsbetriebe beschäftigen haupt'beruflich meistens nur 

• noch familieneigene Arbeitskräfte, und Hauptträger der 
Arbeiten ist nicht selten n'l!r noch die Frau. 

Nach dem Anteil ,der weiblichen familieneigenen Arbeits­
kräfte an sämtlichen familieneigenen Arbeitskräften - je­
weils unrer Berücksichtiigung •ihrer stän,digen Beschäftigung 
•iai der Landwirtschaft - werden die beiden Agrartypen A1 
u111d A2 bestimmt. Beträgt diieser Antei,1 mindestens 650/o, ·so 
wir.d die Gemeinde dem .A!grartyp mit hervortreten,der Ne­
benerwerbsiandwirtschaft ( = A2) z.ugeordnet. Wird diese 
Schwelle nicht erreicht, so handelt es sich um Agrargemein­
·den mit hervortretender Vollerwerbslandwirtschaft (= A1). 
Ein Vergleich der Anteilwerte mit den Zahlen der haupt­
und nebenberuflichen Betriebsinhaber z.eigt Übereinstim­
mung. 

Ein großer Anteil der Nebenerwe11bsibetriebe entfällt zwar 
auf ,die a-grargewerblichen Mischtypen, aber auch unter den . 
noch verhältnismäßig reinen Agrargemeinden ist ,die Neben­
erwerbsform bereits vertreten. 

Die Grundtypenformen ,der agrar-gewerblichen Mischge­
meinden (B1, B2, Bs) bzw. Gewerbegemeinden (C1, C2, Cs) 
resultieren -einerseits aus ,der Beweroung der Industriebe­
schäftigtenzahlen, deren Berechnung infolge fehlender indu­
striestatistischer Angaben in der Arbeitsstättenzählung 
schwierig ist, andererseits aus der Bewertung der Dienstlei­
stungsbeschäftigten. 

Ausgangspunkt sind die Beschäftigten der Betriebe des 
produzierenden Gewerbes (Wirtschaftsabteilungen 1- 2) nach 
Ausscheidung des Baugewerbes. Die Fragwürdigkeit der ge­
wonnenen Zahlen besteht ,darin, daß sie auch Anteile des 
Handwerks enthalten. Unter den in der Ar,beitsstättenzäh­
lung a,usgewiesenen Handwerksbeschäfcigten sind jedoch 
solche zu verstehen, ,die in Eetrieben arbeiten, deren Inhaber 
in die Handwerk~rolle eingetragen sind. Das schließt die 
Möglichkeit ein, daß hier sowohl Betriebe des produzieren­
den Gewerbes als aiuch einige ,der übrigen Wirtschaftsbe-

6 Hesse, Paul: a. a. 0 . 
7 Linde, Hans : a.a.O. 
8 Kulinat, Klaus: Die Gemeindetypenkarte 1960/61 für Nieder­
sachsen. In: Neues Archiv für Nie.dersachsen. Bd. 14 (1965) H. 2, 
S. 114-122. - Göttingen, Hannover 1965. 
• Es muß darauf hingewiesen werden, daß für die Abgrenzung 
von landwirtschaftlichen Neben- und Vollerwerbsbetrieben mit 
ihren mannigfaltigen Übergangsformen vom rein bäuerlichen 
Betrieb über· den Betrieb mit Zuerwerb bis zum ausgesprochen 
landwirtschaftlichen Nebenerwerb nicht die in der Agrarwissen­
schaft gängigen Kriterien, wie z. B. das Einkommen aus der 
Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen Betriebes, benutzt wer­
.den können, sondern auf die in der Gemeindestatistik enthalte­
nen·, einfachen, leicht zugänglichen und möglichst schon berech­
neten Daten zurückgegriffen wird, um die Voraussetzungen für 
ein schnell aufstellbares, auf ein quantitatives Minimum an Be­
stimmungsmerkmalen beschränktes und möglichst unkomplizier­
tes Gemeindetypenschema zu bewahren. 

reiche berücksichtigt werden. Mehrere Rechenprooen haben 
ergeben, -daß z. B. die Zahl der Handwerks-beschäftigten 
einer Gemeinde höher war als die Gesamtzahl ihrer Be­
schäftigten in den Betrieben des produzierenden Gewerbes. 
Spmit entfällt ,die Möglichkeit einer Ausklammerung der 
Handwerk5anteile im Differenzverfahren. Der Schwellen­
wert des Beschäftiigtenanteils des produzierenden Gewerbes, 
•der somit als Industriebeschäftigtenanteil (.lusgewiesen wer­
den muß, wird darum entspreche111d angehoben, um eine 
mögLichst wirkLichkeiitsnahe .A!bgrenzung der Industriege­
meinden zu erreichen, wenn auch eine gewisse FehlerqueHe 
nicht restlos beseitigt ·ist. 

Der auf diese Weise berechnete Anteilwert für die fodu­
striebeschäftigten sowie der Anteil des tertiären Wirtschafts­
bereiches (Abteilungen 4- 9) bilden entsprechend ihrem: je­
weiligen Verhältnis zueinander gemeinsam die einzelnen 
Grundtypen innerhalb der B- und C-Gruppe. 

Bei mehr als 50 0/o lndustriebeschäftigten ist ,die Gemeinde 
fodustriegemeinde (= fü bzw. C2) . In ,diesem Fall kommt 
der Dienstleistungsbeschältigtienanteil nicht zum Tragen. 
Bei weniger als 501>/o und gleichzeitig mehr als 40 0/o Dienst­
leistungsbeschäftigten wird eine Dienstleistungsgemeinde 
ausgewiesen( = ·Ba bzw. Cs). Wenn beide Anteile unter den 
Grenzwerten von 50 0/o bzw. 400/o hleiben,,so handelt es sich 
um Gewerbe- und Dienstleiswngs,gemeiniden ( = B1 bzw. 
C1). 

3. Grundtypen des Wohnortes 

Entsprechend den genannten Schwellenwertbereichen der 
Typengruppen erfolgt idie Abgrenzung von Grundtypen des 
Wohnortes, die d ie Grundtypen des Arbeitsortes in ihrer 
wirtschaftlichen Struktur bestätigen oder modifizieren. -Die 
Anteile der nichtlandwirtschaftlichen Erwer.bsperisonen der 
Wohnbevölkerung an sämtlichen am Ort wohnenden Er­
werbspersonen kennzeichnen drei Grundtypen des 
Wohnortes: 

A Gemeinden mit überwiegend landwirtschaftlicher 
Wohn:bevölkerung 

B Gemeinden mit überwiegend nichtlandwirtschaft­
licher Wohnbevölkerung 

C Gemeinden mit aus-gesprochen nichtlandwirtschaft­
licher Wohnbevölkerung. 

4. Gemeindetypen 

Die Kombination beider Grundtypen ermöglicht erst die 
Bildung -der eigentlichen Gemeirndetypen in zweifacher 
Weise. Entsprechen sich Arbeits- und Wohnbevölkerung in 
ihrer wirtschaftlichen Gliederung, so entstehen acht ein -
fac_he Gemeindetypen (A1A, A2A, B1B, B2B, BaB, 
C1C, C2C, CsC) . Andererseits modifiziert der Wohnort­
grundtyp den des Arbeitsortes, was die dreizehn k o m -
plizierteren Ge:mein,detypen veranschaulichen (A1B, 
A2B, A1C, A2C, B1A, füA, BaA, B1C, B2C, BaC, C1B, C2B, 
CaB). 
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Die umrissenen Kombinationsmöglichkeiten sind für die 
Gemeindetypen von Baden-Württemberg vollzählig ausge­
schöpfl: worden. Aus den beigefügten Tabellen geht hervor, 
daß die acht einfachen Formen weitaus überwiegen. Auf sie 
entfallen insgesamt 2119 = 62,7 0/o der 3380 baden-würt­
tembergischen Gemeinden, die sich mit 865 a,uf die Typen 
A1A, und A2A, mit 790 auf die Typen B1B, B2B und BsB 
und mit 464 a:uf die Typen C1C, C2C und C3C verteilen. 

Unter den übrigen 1261 komplizierteren Formen ist die 
Streuung infolge mehrerer Kombinationsmöglichkeiten we­
sentlich größer. Am häufigsten sind mit 1219 Fällen die 
Typen A1B, A2B, A1C, A2C, BiC, B2C und BaC vertreten, 
deren wirtschaftliche Struktur ·der Wohnbevölkerung gegen­
über der der Al"beitJSbevölkerung einen höheren nichtland­
wirtschafllichen Grad erreicht hat. 

Eine weniger häufige Form innerhalb dieser Reihe sind 
die A1C- und A2C-Typen, die bereits Beispiele für die 
größte Diskrepanz zwischen Arbeits- und Wohnbevölke­
rung erbringen. Allen ,diesen Formen muß in gleicher Weise 
der hervortretende Wohngemeirudecharakter bestätigt wer­
den. Für das Gegenteil sprechen ·die restlichen 42 Fälle für 
·die Typen B1A, B2A, BsA, C1B, C2B und CsB, di1e sich durch 
einen Bedeutungsüiberschuß ihrer Arbeitsbevölkerung aus­
zeichnen. 

Eine Betrachtung der bis zu dieser Stufe gewonnenen Ge­
meindetypen läßt bereits eini,ge Schlüsse auf die Vorgänge 
,des Strukturwandels inn:erhalh der Gemeiniden zu; so z.B. 
bei den A1B- und A2B-Typen, aber auch bei den B1C-, 
B2C- und BsC-Typen. Die verhältnismäßig große Anzahl 
von 958 der bei-den erstgenannten Formen zeigt, in welchem 
Umfang die Wandlung der Agrargemeinden infolge ständig 
zunehmender nichtlandwirtschaftlicher Wohnbevölkerung 
bereits vollzogen ist. Genauso ist der Wandlungsprozeß 
innerhalb der nächst höheren SllUfe der Mischtypen zu ver­
stehen, deren über wiegend nichtlandwirtschaftliche 
Wohnfonktion in eine aus ·gesprochen nichtlandwirt­
schaftliche .übergeht. 

Setzt man die Anzahl der zu den einzelnen Typen ge­
hörigen Gemeinden in ein Verhältnis zu deren mittleren 
Einwohnerzahlen, so zeigt sich unter Berücksichügung der 
vorliegenden Typenfolge eine fast kontinuierliche Zunahme 
der mittleren Einwohnerzahlen, wenn man von wenigen 
Ausnahmen absieht, insbesondere bei den BB-Typen. Die 
Einwohnerzahl steigt also mit der Zunahme der Intensität 
der nichtlandwirtschaftlichen Strukturmerkmale (siehe fol­
gende Zusammenfassung sowie Tabelle 1). 

Typengruppen 
1 

Gemeinden als Arbeitsorte (Grundtypen) 

Anzahl \ in 0/o \ Einwohner1 j in 0/o 

A Agrargemeinden 1829 54,1 1092 796 14,1 
B Agrar-gewerbliche 

Mischgemeinden 1060 31,4 1 623 322 20,9 
C Gewerbegemeinden 491 14,5 5 042 740 65,0 

Insgesamt 33802 100,0 7 758 8582 100,0 

1 Vom 6. Juni 1961. 
! Ohne Gutsbezirk Münsingen mit 296 Einw0hnern . 

Tabelle 1: Anzahl und Einwohner der Gemeindetypen 
1961 von Baden-Württemberg 

• Gemeindetyp 

A,A 
A2A 
A,B 
A2B 
A,C 
A2C 
BtA 
füA 
BsA 
BtB 
füB 
BsB 
BtC 
füC 
BsC 
C1B 
C2B 
CsB 
c,c 
C2C 
CsC 

Zusammen 

C1C 
C2C 
CsC 

Zusammen 

Insgesamt 

Anzahl -------c,-------

1 

Einwohnerzahl 

absolute mittlere 

Landkreise 

823 
42 

580 
378 

(2) 
(4) 
(2) 
(9) 
(4) 

109 
460 
221 

36 
155 

64 
(2) 
21 
(4) 
22 

335 
98 

3371"' 

372 545 
16062 

407 816 
290 657 

1309 
4407 

550 
3 540 
1140 

158 003 
620 188 
278 952 

71540 
345 934 
143 475 

3059 
34101 

5 241 
81847 

2 374 747 
775 753 

5 990 866'' 

Stadtkreise 

4 
5 

9 

3 380~· 

578 215 
1189 777 

1767992 

7 758 858'f 

453 
382 
703 
769 

(655) 
(1102) 

(275) 
(393) 
(285) 

1449 
1348 
1262 
1987 
2232 
2242 

(1530) 
1624 

(1310) 
3720 
7089 
7916 

1777 

144 554 
237956 

196 444 

2296 

Anm c r k u n g : Die in Klammern gesetzten Werte können auf Grund ihrer 
geringen Häufigkeit nicht als Repräscntativwerte betrachtet werden . 
• Ohne Gutsbezirk Münsingen (= 296 Einwohner). 

Eine allgemeine Charakteristik der Gemeinden als Ar­
beits- und Wohnorte nach wirtschaftlichen Merkmalen ist 
damit erreicht. Die Anwendung und Bezeichnung der Ge­
meindetypen im Spradigebrauch beschränkt sich auf diese 
grundlegenden Formen wie A1A, A2B, BaC usw. Für eine 
weitere Stufung und zusätzliche Aussagen weroen einige 
übergemeindliche Funktionen herangezogen. 

5. Gestufte Gemeindetypen nach übergemeindlichen 
Funktionen 

Die Auswahl übergemeindlicher Funktionen bleibt für 
das vorliegende Typenschema auf den Aus- und Einpendler­
überschuß, die Verw-alllUngsfunktion sowie auf die Fremden­
verkehrsintensität beschränkt. Eine erschöpfende Darstel­
lung aller möglichen übergemeindlichen Funktionen muß 
Untersuchungen zur Bestimmung von Zentralortien und 
deren Verflechtungsbereichen vorbehalten bleiben. Dennoch 
geben die hier benutzten Kriterien zweifellos- erste Hin­
weise auf ,die Lage der Zentralorte, obwohl ihre Ausstattung 
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und Beziehungen zum Umland bis auf die Pendelwande­
rung keineswegs ausreichend gekennzeichnet sind. Eine über 
den Rahmen dieser Gemeindetypisierung hinausgehende 
Berücksichtigung von zentralortbestimmenden Faktoren 
muß zudem aus Gründen ,der graphischen Darstellungsmög­
lichkeiten unterbleiben und würde nur Unübersichtlichkeit 
sowie Unlesbarkeit der Gemeindetypenkarte zur Folge ha­
ben10• 

Das Maß des Auspendlerüberschusses der Berufspendler 
prägt den hervortretenden Wohngemeindecharakter. Be­
trägt dieser mindestens 35 °/o der Erwerbspersonen im Sinne 
der Perndle11bilanz, so erhält ,die betr-eifernde Gemeinde über 
die KennZJeichnung des Wohnortgrundtyps hinaus (siehe Ab­
schnitt 3) entsprechend ,der wirtschaftlichen Gliederung der 
Erwerbspersonen ihrer Wohnbevölkerung das Prädikat 
einer charakteristischen Wohngemeinde. 

Alle Gemeinden mit einem Einpendlerüberschuß sind 
charakteristische Betriebsgemeinden. Der Grad ,des Einpend­
lerüberschusses wi11d in mehreren Stufen festgelegt. 

Die Sitze •der Landes- und Bezirksregierung sowie der 
Kreisverwaltungen we!'den als Gemeinden mit zentralen 
Verwaltungsfunktionen hervorgehoben. Die großen Kreis­
stäidte (z.B. Sindelfingen oder Bbingen) bleiben trotz ge­
wisser Verwaltungsfunktionen unberücksichtigt. 

Die überdurchschnittliche Bedeutung des Fremdenver­
kehrs in Ba,den-Württemberg verlangt eine Auswertung zur 
Bestimmung eines weiteren übergemeindlichen Funktions­
merkmales. Die Verwendung .fremdenverkehrsstatistischer 
Daten stößt auf Schwierigkeiten, -da ,die Statistik den ge­
samten Fremdenverkehr ohne Trennung von Erholungs-, 
Durchreise- l\lnd Geschäftsreiseverkehr erfaßt. Mit Hilfe der 
Fremdenverkehrsintensität ( = Fremdenübernachtungen in 
0/o der Einwohner) und ,des Dienstleistungsbeschäftigten­
anteiles können die „echten" Fremdenverkehrsorte (im Sinne 
des Erholungsfremdenverkehrs) annähernd bestimmt wer­
den, wenn ,die lntensitätsziffer mit mindestens 400 und die 
Schwelle ,des Dienstleistungsanteiies mit mindestens 25 0/o 
angegeben werden. Die Dienstleistungsbeschäftigten werden 
jedoch erst sekundär herangezogen, wenn eine st'atistische 
Fremdenverkehrsberichtsgemeinde nach ihrem lntensitäts­
gra,d allein nicht eindeutig als Fremdenverkehrsort ausge­
wiesen werden kann, obwohl ihre Übernachtungszahlen auf­
fallend hoch wären. Eine weitere Einschränkung muß das 
Drenstleistungsgewerbe hier hinsichtlich seiner höheren An­
teile in den Groß- und Mittelstädten erfahren, ,da jene als 
Fremdenverkehrsgemeinden nl\lr selten in Frage kommen. 

Von -den im Winterhalbjahr 1960/61 und im Sommer­
halibjahr 1961 von der amtlichen Statistik ausgewiesenen 
rund 450 Berichtsgemeinden in Baden-Württemberg über­
schreitet nur etwa die Hälfte die Schwellenwerte von 400 
(Intensität) und 25 0/o (Dienstleistungen), die in der Karte 
enthalten sind. 

10 Die unterlassene Darstellung des hervortretenden Marktcha­
rakters, der von Linde und Kulinat berechnet wurde, resultiert 
daher, daß dem Verfasser während der Bearbeitung nach der 
Volkszählung 1961 die Statistiken teilweise noch nicht zur Ver­
fügung gestellt werden konnten und eine spätere Einarbeitung 
wegen der inzwischen angelaufenen Druckvorbereitungen der 

, Karte nicht mehr möglich war. 

II. Die kartographische Darstellung 

Die Reihenfolg,e der bisher gegebenen Erläuterungen zur 
Bildung der Gemeindetypen belegt zugleich die einzelnen 
Abschnitte der Kartenlegende11 • 

Die Grundlage der kartographischen Darstellung hestJeht 
in ,der Fa!'bgebung, die eine erste Aussage über :den Arbeits­
ort macht. Jede Gemeindefläche wi11d nach der wirtschaft­
lichen Gliederung der Arbeitsbevölkerung farbig angelegt 
(siehe Legendenabschnitt I) . Die Bezeichnung und Erklärung 
,der einzelnen Typen geht zunächst immer von der Farb­
gebung aus. Alle weiteren Kennzeichnungen erfolgen mit 
Hilfe von zusätzlichen Signaturen. 

Die schwarz umrissenen Symbole geben ,die wirtschafts­
strukturelle Einstufung ,der Gemeinden als Wohnorte wieder 
(siehe Legen<lenabschnitt II). Soweit sich Alibeits- und 
Wohnort entsprechen - :das gilt für die acht einfachen Ge­
meindetypen -, werden die Zeichen weggelassen, weil hier 
die Farbe für beide Grundtypen unid damit rugleich für die 
Gemeindetypen spricht. W,eichen jedoch Arbeits- un,d Wohn­
ort voneinander ab, wie es für die dreizehn komplizi,erteren 
Typen zutriffi, so bekommen die Gemeinden entsprechernd 
ihrer Wohn1bevölkerung die betreffende Signatur als schwarz 
umrissene Form. Verzeichnen diese Typen zugleich einen 
AuspenidJ.erüberschuß von über 35 0/o der Erwerbspersonen 
der Wohnibevölkerung, so werden die schwarz umrissenen 
durch schwarze Vollformen ersetzt. Die Form selhst (Drei­
eck, Karo, Quadrat) bleiibt dabei erhalten (siehe Legenden­
a:bschnitt III. AÜ). Die schwarzen Vollformen gelten nun­
mehr auch als Kennzeichen des Auspendlerüberschusses für 
die acht einfachen Gemeindetypen, wenn der Grenzwert von 
35 0/o überschritten wi11d. Die Identität von Arbeits- und 
Wohnort wird in diesem Fall nicht beachtet. 

Die charakteristischen Betriebsgemeinden mit einem Ein­
penidle,rüberschuß we!'den mit einem Kreis und darin ent­
haltenen senkrechten Balken versehen (siehe Legendenab­
schnitt III. EÜ) . Die Anzahl ,der Balken entspricht dem 
Grad des Einpendlerüberschusses. Die Kreisflächen der Ein­
pendlergemeinden behalten grundsätzlich .die Farbe. Hin­
gegen blei:ben ,die Kreisflächen weiß, wenn Einpendlerge­
mein1den zugleich zentrale Verwaltungsfunktionen ausüben. 

Zur Unterscheidung der drei Verwaltungsfunktionen 
wil"d bei .den Städten Karlsruhe, Freiburg l\lnd Tübingen als 
,den Sitz-en ,der Regierungspräsidien ein zweiter einfacher 
Kreis eingezogen, während Stuttgart als Landeshauptstadt 
und zugleich Sitz eines Regierungspräsidiums durch einen 
stärkeren zweiten Kreis kenntlich gemacht wird (siehe Le­
gendenabschnitt III. V). Die Kreisstä•dte benötigen diesen 
Zusatz nicht, da für sie allein der weiße Untergrurnd 1der 
Kreise ,die Kennzeichnung ,der Verwaltungsfunktion über­
nimmt. 

Die Fremdenverkehrsgemeirnden tragen über ihrer Grund­
farbe ein schwarzes Strichraster (siehe Legendenabschnitt 
III. F). 

11 Die kartographische Darstellung wurde mit wenigen Verände­
rungen von Linde (vgl. 1953, a. a. 0 ., S. 106 ff.) übernommen. 
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Tabelle 2: Gemeinden und Einwohner von Baden-Württemberg nach Gemeindetypen 1961 

Gemeinden 
als Arbeitsorte Gemeinden als Wohnorte nach der wirtschaftlichen Struktur ihrer Wohnbevölkerung 
nach der 
wimchafüichen 
Struktur ihrer A B 

Arbeitsbevölkerung Anzahl 1 
1 

Einwohner Anzahl 

A1 abs. 823 372 545 580 
invH 24,4 4,8 17,2 

A2 abs. 42 16 062 378 
invH 1,2 0,2 11,2 

Zus. abs. 865 388 607 958 
invH 25,6 5,0 28,4 

B1 abs. 2 550 109 
invH 0,0 0,0 3,3 

B2 abs. 9 3 540 460 
invH 0,3 0,1 13,6 

Ba abs. 4 1140 221 
invH 0,1 0,0 6,5 

Zus. abs. 15 5 230 790 
invH 0,4 C,1 23,4 

C1 abs. 2 
invH 0,0 

C2 abs. 21 
invH 0,6 

Ca abs. 4 
invH 0,1 

Zus. abs. 27 
invH 0,7 

Insg. abs. 880 393 837 1 775 
invH 26,0 5,1 52,5 

• Ohne Gutsbezirk !Münsingen(= 296 Einwohner). 

Die Kr,eisflächen der Einpendlergemeinden und Verwal­
tungszentren entsprechen der Einordnung der Gemeinden 
nach ihrer Einwohnerzahl in das angegebene Größenklas­
senschema. 

III. Die Gemein ,detypenkarte 

Bei ,der Betrachtung der ' Gemeindetypenkarte fällt zu­
nächst ,die stal'ke Verbl'eitung der Agrar g emein,d en auf. 
Zwei größere geschlossene Gebiete treten hervor: Ober­
schwaben und Hohenlohe mit Bauland. Daneben heben sich 
jedoch auch der Schwarzwald, das südliche Oberrheingebiet 
sowie die Gäulandschaften als Räume vorwiegend landwirt­
schafl:licher Struktur heraus. Während ,die beiden erstge­
nannten meist dadurch gekennzeichnet sind, ,daß in ihnen 
Gewerbe- und Dienstleistungsgemeinden inselhafl: als Zen­
tren ihres agrarischen Umlandes auftreten, weisen die 
übrigen bereits eine erhebüch,e Durchmischung von Land­
wirtschafl: und Gewerbe auf. Teilweise basiert sie auf der 
Neuansiedlung bzw. Umsiedlung von Industriebetrieben, 
teilweise ·geht diese Durchmi~chung auf alteingesessene Indu­
strie zurück. Besonders stark ist · die Erwerbsstruktur in ,den 

C Insgesamt 

Einwohner Anzahl Einwohner Anzahl Einwohner 

407 816 2 1 309 1 405 781 670 
5,3 0,0 0,0 41,6 10,1 

290 657 4 4 407 424 311126 
3,7 0,1 0,1 12,5 4,0 

698 473 6 5 716 1 829 1 092 796 
9,0 0,1 0,1 54,1 14,1 

158 003 36 71 540 147 230 093 
2,0 1,1 1,0 4,4 3,0 

620 187 155 345 934 624 969 662 
8,0 4,6 4,4 18,5 12,5 

278 952 64 143 475 289 423 567 
3,6 1,9 1,8 8,5 5,4 

1 057 143 255 560 949 1 060 1 623 322 
13,6 7,b 7,2 31,4 20,9 

3 059 22 81 847 24 84 906 
0,1 0,7 1,0 0,7 1,1 

34 101 339 2 952 962 360 2 987 063 
0,4 10,0 38,1 10,6 38,5 

5 241 103 1 965 530 107 1970771 
0,1 3,1 25,3 3,2 25,4 

42 401 464 5 000 339 491 5 042 740 
0,6 13,8 64,4 14,5 65,0 

1 798 017 725 5 567 004 3 380''" 7 758 858''· 
23,2 21,5 71,7 100 100 

Gäulandchaften beeinflußt worden, indem ·die Industrie­
entwicklung aus ,den nahegelegenen Verdichtungszentren auf 
,die Gäugebiete übergriff. 

Am meisten verbreitet finden sich die agrar - g e wer b -
liehen Mischgemein ,d,en in den Randzonen der indu­
striellen Verdichtungsräume, wie z.B. um Stuttgart, Heil­
bronn, Pforzheim un,d Mannheim. Zu den Mischtypen fü 
und Ba gehören diejenigen Gemeinden, die in ihrer Struktur 
bereits -den Gewerbegemeinden nahekommen. Ihr wesent­
liches Kriterium ist •der geringe Auspendlerüberschuß, wie 
z. B. in den Räumen um Balingen, Hechingen, Tuttlingen, 
He~denheim und Heilbronn. Sämtliche anderen Mischge­
meinden sind ,dagegen ,durch einen höheren Aruspendlerüber­
schuß gekennzeichnet. 

Die Gewerbegemeinden treten im allgemeinen mehr 
oder weniger inselhaft auf. In ,den stärker verdichteten Räu­
men findet sich jedoch eine großflächige Anhäufung der­
artiger Gemeinden, insbesondere Industriegemeinden. Dies 
zeigt sich vor allem in den Räumen um Stuttgart, Mann­
heim, Karlsruhe und Pforzheim, aber auch um Heilbronn, 
Aalen/Heidenheim, Reutlingen, Villingen und Ehingen. 
Eine besonders starke Häufung von Gewerbegemeinden ist 



I ' 

74 Raumforschung und Raumordnung 26. Jahrg. 

im mittleren Neckarraum anzutreffen, die sich von Stuttgart 
aus entlang der Hauptverkehrsachsen weit in das Umland 
und in die Nähe größerer benachbarter Zentren erstreckt, 
so z. B. in Richtung Aalen, Geislingen, Reutlingen und 
Pforzheim. Um diese aus Gewerbegemeinden bestehenden 
Räume lagert sich ein dichter Kranz von Auspendlerge­
meinden. Eine ähnliche St~uktur zeigt der nol'ldba,dische Teil 
des Rhein-Neckar-Raumes mit •den Zentren Mannheim und 
Hei,de1berg. 

Als ausgeprägte Dienstleistungsgemeinden inmitten einer 
großen Zahl von Industriegemeinden treten in den genann­
ten Räumen die Städte Stuttgart und He~delherg hervor. 
Ahnlich liegen die Vel'lhältriisse bei Karlsruhe, B.!!den-Baden, 
Freiburg und Tübingen; doch ist hier die Zahl der Inidustrie­
gemeinden im Umland geringer. Neben diesen größeren 
Dienstleistungszentren inmitten industrieller Verdichtungen 
finden sich Dienstleistungsgemeinden - meist als Zentral­
orte - in Insellage in stärker agrarisch geprägten Gebieten, 
so z. B. in Oberschwaben, im Tauberland sowie im südlichen 
O.berrheingebiet. 

Die verhältnismäßig große Zahl -der im Schwarzwald 
und am Bodensee anzutreffenden Dienstleistungsgemein,den 
beru•ht vorwi,egend auf dem Fremdenverkehr. Auf ·diese bei­
den Räume konzentrieren sich die meisten der in der Karte 
kenntlich gemachten Fremdenverkehrsgemeinden. Bis auf 
kleinere geschlossenere Gebiete, wie z. B. die Schwäbisch­
Fränkischen Waldberge und •den südöstlichen Odenwald, 
sind die übrigen Fremdenverkehrsorte mehr oder weniger 
gleichmäßig über das gesamte Land vertcilt. Es sind in der 

· Hauptsache Hei1bäder unid Kurorte, a,ber a,uch alte tra•di­
tionsreiche bzw. völlig neue Erholungsorte, die in verstärk­
tem Maße dazu beitragen, daß der Fremdenverkehr auch in 
ihre Nachbarräume getragen wird, wobei diesen gleichzeitig 
eine wirtschaftliche Förderung und Stärkung zugute kommt. 
• Im Hinblick mf Methode, Zielsetzung und Aussa,gekraft 
der Karte ist ein Vergleich mit den für den baden-württem-

• bergischen Raum speziell <bearbeiteten Gemeindetypenkarten 
von H esse12 und den Karten der Forschungsgesellschaft für 
Agrarpolitik und Agrarsoziologie13 für -die gesamte Bunides­
repwblik Deutschland interessant. Dieser Vergleich soll hier 
nicht näher rbehandelt we11den, obwohl er interessante und 
zugleich beachtliche Unterschiede erkennen läßt. Infolge-­
dessen soll dazu nur grurndlegend .bemerkt werden, ,daß bei 
der Bea!'lbeitung von Gemeindetypen'karten trotz annähernd 
gleicher Zielsetzungen .die Ausgangspunkte und wissen­
schaftlichen Grundlagen entschei,dend sind, um über Bedeu-

12 Hesse, Paul: 1965, a. a. 0. 
13 Die Gemeinden der Bundesrepublik Deutschland nach der 
sozialökonomischen Struktur und Funktion. A.: Die Gemeinden 
nach der Unterhaltsstruktur der Bevölkerung und nach der 
Standortfunktion 1961. B.: Die Gemeinden nach der landwirt­
schaftlichen Betriebsgrößenstruktur und nach der sozialökonomi­
schen Funktion der landwirtschaftlichen Nutzfläche 1960. Entw. u. 
Bearb.: B. van Deenen, E. Mrohs, H. A. Krekeler. Maßstab 
1: 1000000. Farbig. - Bonn 1966. 

tung und Aussagekraft dieser Karten für Wissenschaft, Pra­
xis und öffentliches Leben befintden zu können. 

Die in ·diesem B
1

eitrag vorgelegte Arbeit zur Gemeinde­
typisierung und alle bisherigen Beiträge zu diesem Problem­
kreis zeigen deutlich, daß jedes Typenschema detaillierte 
Aussagen zuläßt. Keines jedoch kann bisher für sich in An­
spruch nehmen, für die Bereiche von Wissenschaft und 
Praxis - und hier besonders -der Landesplanung einschließ­
lich der Regionalplanung - gemeinsam ,die Eigenschaft der 
Vollkommenheit zu besitzen. Die Vielfalt der bisherigen 
Ansätze und Ausführungen ibeweist, daß dieses Maß ,der 
Vollkommenheit nur sehr schwer zu erreichen ist, wenn nicht 
sogar ,die Grenzen bereits aufgezeigt sind. Trotzdem muß 
der Gemeirndetypisierung nach Linde bescheinigt werden, 
<laß sie auf Grund der ausführlichen Darstellung einer jeden 
Gemeinde nach ,drei versch·iedenen Merkmalsgruppen den 
bisher größten Schritt in die Richtung einer „Ideallösung" 
der Gemeindetypisierung getan hat und ohne Zweifel wei­
tere Anwendung verdient. 

V. Zusammenfassung 

Das vorliegende Gemeil1'detypenschema ist auf der Grund­
lage einer Dreiteilung (1. Darstellung der Gemeinden als 
Arbe'itsorte, II. Darstellung der Gemeinden als Wohnorte 
und III. Darstellung der Gemeinden nach ausgewählten 
übergemeindlichen Funktionen) nach dem Prinzip der Ver­
dichtung der Bestimmungsmerkmale erarbeitet. Damit wird 
den Forderungen der Wissenschafl: und Praxis - und hier 
wiederum insbesondere der Landesplanung einschließlich 
der Regionalplanung - weitgehend entsprochen, indem 

1. alle Gemeinden .durch ein allgemeingültiges Merkmal 
(hier: Anteil der nichtlandwirtschaftlichen Beschäftigten 
am Ort an sämtlichen am Ort Beschäftigten) eindeutig 
einem Typ zugeordnet werden, 

2. eine weitere Untergliederung ,der einzelnen Typen erst 
durch zusätzliche Gesichtspunkte vorgenommen wird, 
wobei das erste Merkmal von der Unterteilung ausge­
schlossen wird, 

3. in der Karte ein wirklichkeitsnahes Bild über die Ver­
teilung und Gewichtung der landwirtschaftlichen und 
nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsverhältnisse sichtbar 
wird, 

4. die Karte mit der wirtschaftlichen und funktionalen 
Kennzeichnung jeder einzelnen Gemeinde das Augen­
blicksbild einer weitgehenden Entwicklung, die einen 
weitgreifenden Strukturw·andel bewirkt, vergegenwär­
tigt und 

5. mit Rücksicht hierauf eine wesentliche Erkenntnis- und 
Vergleichsgrundlage für alle interkommunalen Probleme 
darstellt und <lamit zugleich eine wichtige Beurteilungs­
grundlage für die Landesplanung einschließlich der Re­
gionalplanung ist. 






